
ristenkongreß und besonders die Weltfestspiele der Ju­
gend und Studenten haben gezeigt, daß die Deutsche 
Demokratische Republik dem ganzen deutschen Volk 
in der Welt Achtung, Anerkennung und Freundschaft 
erwirbt und daß wir in unserem Kampf um Einheit 
und Frieden viele starke Freunde haben, vor allem die 
Freundschaft und Hilfe der großen Sowjetunion, der 
Volksrepublik China und der Volksdemokratien. Diese 
Tatsachen zeigen dem ganzen deutschen Volk, daß der 
Weg der freundschaftlichen und friedlichen Beziehun­
gen zu den Völkern, den die Deutsche Demokratische 
Republik seit ihrem Bestehen beschritten hat. der ein­
zige Weg ist, dem deutschen Volk das Vertrauen und 
die Achtung und die Hilfe der friedliebenden Völker 
zu gewinnen. Das zeigt uns besonders das herzliche 
und freundschaftliche Verhältnis zu unserem östlichen 
Nachbarn, zu Polen. Aus dem Westen hat man ver­
sucht, aus der Oder-Neiße-Grenze einen Zankapfel zwi­
schen unseren beiden Völkern zu machen. Das ist nicht 
gelungen. Die Oder ist nicht mehr Grenze, sondern 
Verbindung. Verbindung zur Friedensgrenze, auf der 
hüben und drüben eine Freundschaft wohnt, von der 
der polnische Staatspräsident, Boleslaw Bierut, das 
schöne Wort gesprochen hat, es sei eine „schöpferische 
Freundschaft“.

Für g e s a m t d e u t s c h e  B e r a t u n g
Es entspricht den Prinzipien der Regierung, wenn 

sie auch im Zusammenleben der Deutschen mitein­
ander unbeirrt und ihrer hohen Verantwortung vor 
dem deutschen Volk bewußt den Weg der Verständi­
gung sucht

Am 30. November 1950' habe ich Herrn Adenauer den 
Vorschlag zur Bildung eines Gesamtdeutschen Konsti­
tuierenden Rates zur Verwirklichung der deutschen 
Einheit, zur Bildung einer gesamtdeutschen Regierung 
und zur Ausarbeitung eines Friedensvertrages ge­
macht.

Herr Adenauer hat diesen Vorschlag nach sieben­
wöchigem eisigen Schweigen am 15. Januar 1951, ohne 
eine Antwort zu schreiben, auf einer Pressekonferenz 
abgelehnt.

Am 30. Januar 1951 appellierte die Volkskammer auf 
Vorschlag der Regierung an den Bundestag in gleicher 
Weise.

Der Bundestag lehnte ab und stellte erschwerende 
Bedingungen.

Am 2. März 1951 wurde ein neuer Schritt durch die 
Volkskammer beim Bundestag für einen gemeinsamen 
Schritt auf der vorbereitenden Konferenz der vier 
Großmächte in Paris gemacht.

Am 9. März 1951 lehnten Adenauer und Bundestag 
auch diesen erneuten Versuch der Verständigung gegen 
den Willen der Mehrheit des Volkes ab.

Als auf der Washingtoner Konferenz im September 
1951 plötzlich und blitzartig die große Gefahr für den 
Frieden und den Bestand des deutschen Volkes sicht­
bar wurde, unternahmen wir einen neuen Versuch der 
Verständigung der Deutschen untereinander.

Nach ernster und reiflicher Überlegung habe ich im 
Einvernehmen mit der Regierung der Deutschen Demo­
kratischen Republik der Volkskammer der Deutschen 
Demokratischen Republik am 15. September 1951 den 
Vorschlag unterbreitet, sich an den Bundestag der Bun­
desrepublik Deutschland mit einem Appell zu wen­
den, eine gesamtdeutsche Beratung beider Teile einzu­
berufen zur Besprechung folgender zwei Fragen:

1. Über die Durchführung gesamtdeutscher freier 
Wahlen für eine Nationalversammlung zur Schaf­
fung eines einheitlichen, demokratischen, fried­
liebenden Deutschland.

2. Über die Beschleunigung des Abschlusses eines 
Friedensvertrages mit Deutschland.

Die Mitglieder der Volkskammer billigten meine Er­
klärung und beschlossen, einen Appell mit diesen Vor­
schlägen an den Bundestag, an alle Deutschen und an 
alle Organisationen in Deutschland zu richten.

Die erste Reaktion aus Bonn war eine unzweideutige 
und vorbehaltlose Ablehnung der Vorschläge der Volks­
kammer. Am 16. September erklärte ein bis heute

anonym gebliebener, sehr vorlauter Vertreter der Bon­
ner Regierung, daß die Einheit Deutschlands nicht von 
Wahlen abhänge, sondern von der Verständigung der 
vier Großmächte. Der Vorschlag der Volkskammer 
wurde als eine' Fata Morgana bezeichnet. Eine Fata 
Morgana ist eine Täuschung, eine Illusion. Was für 
bestimmte Kreise in Bonn eine Fata Morgana, eine 
Täuschung ist, ist für uns eine ernste Wirklichkeit. 
Wenigstens sind wir entschlossen, diese angebliche 
Fata Morgana unter allen Umständen zu einer Wirk­
lichkeit in Deutschland werden zu lassen.

Die zweite Stellungnahme erfolgte durch Herrn 
Adenauer in seiner Rundfunkrede am 18. September. 
Mit dem Hinweis, daß der Abschluß der im Washing­
toner Abkommen vorgesehenen Verträge für die Bun­
desrepublik die vordringliche Aufgabe sei, wurde der 
Volkskammerappell von Adenauer abgelehnt. Es ist 
eine beschämende Tatsache, daß die französische und 
englische bürgerliche Presse die Bonner Versuche, die 
Vorschläge der Volkskammer als gewöhnliche Propa­
ganda abzutun, als unklug und der tiefen Sehnsucht 
des deutschen Volkes nach der Wiedervereinigung 
seines Landes nicht gerecht werdend bezeichnen mußte. 
Es ist ein Kennzeichen der Politik des Herrn Adenauer, 
daß er bei seinen Plänen und Handlungen zwar stets 
mit seinen Herren auf dem Petersberg, niemals aber 
mit dem deutschen Volk rechnet. Das deutsche Volk 
hat es Herrn Adenauer und dem Bundestag nicht mehr 
erlaubt, mit Stillschweigen und hochmütiger Mißach­
tung über den Volkskammerappell hinwegzugehen. Das 
ist der Ausdruck des wachsenden nationalen Selbst­
bewußtseins der demokratischen Kräfte in Deutsch­
land. Sie haben Herrn Adenauer gezwungen, im Bun­
destag anders zu reden als zwei Tage vorher. In immer 
größerem Umfang wird sich das deutsche Volk der 
seiner nationalen Existenz drohenden Gefahr bewußt, 
und kein Politiker in Deutschland kann es sich heute 
noch erlauben, die Grundforderungen der Nation nach 
Einheit und Frieden achtlos beiseite zu schieben.

So stand Herr Adenauer dann vor dem Bundestag 
als der Mann, dessen ganzes Trachten darauf gerichtet 
ist, Zeit zu gewinnen, um den Vertrag über die Auf­
stellung einer regulären Armee in Westdeutschland 
und über die Eingliederung dieses Teiles unseres Lan­
des in den aggressiven Nordatlantikpakt abzuschließen, 
und der andererseits unter dem Druck der Öffentlich­
keit sich gezwungen sieht, zu einer Frage Stellung 
zu nehmen, die wohl die ganze Nation bewegt, die aber 
im absoluten Gegensatz zu den Plänen seiner Be­
satzungsmächte und zu seinen eigenen politischen An­
sichten steht. So erklärt es sich, daß die Äußerung 
von Herrn Adenauer nicht eine klare und eindeutige 
Stellungnahme ist, sondern den mißglückten Versuch 
darstellt, sich an einer klaren Entscheidung über die 
Fragen über die gesamtdeutsche Beratung, Einheit und 
Friedensvertrag vorbeizudrücken.

Das können und werden wir und1 das deutsche Volk 
nicht erlauben. Wir werden darum dem deutschen 
Volk und dem Bundestag in einer außerordentlichen 
Sitzung der Volkskammer am 10. Oktober eine klare 
Antwort geben, die dazu beitragen soll, die Versuche 
der Tarnung und Verzögerung endgültig zu beenden.

Unser Appell richtet sich nicht nur an die Mitglieder' 
des Bundestages, er richtet sich an alle Deutschen, an 
alle politischen und gesellschaftlichen Organisationen, 
sich zusammenzufinden in der einen Forderung nach 
der gesamtdeutschen Beratung. Diese offene Beratung 
vor dem ganzen Volke muß zustande kommen, ehe in 
Schloßgesprächen hinter verschlossenen Türen die Re­
militarisierung für Deutschland beschlossen, der Ver­
kauf der deutschen Jugend und die Eingliederung eines 
Teiles unseres Volkes in einen Kriegspakt vollzogen ist.

Allein die Einheit Deutschlands, der Friedensvertrag 
und der Abzug aller Besatzungstruppen bewahren unser 
Volk davor, daß es erneut durch ein Meer von Blut 
und Tränen wandern muß.

Der Friedensvertrag für Deutschland ist das, was 
das Volk will, was Deutschland braucht und was der 
Welt nützt. Mit diesen Aufgaben und Zielen vor Augen 
geht die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik voll Zuversicht und Entschlossenheit in das 
dritte Jahr ihrer Arbeit.
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